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Bur Frage der Reform des ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studiums an den öſterreichiſchen Univerſttäten. 
(Schluß. 


Wir haben bis hieher die beiden Autoren nach Möglichkeit mit 
ihren eigenen Worten ſprechen laſſen. So viel iſt klar, beide verlangen 
einen einſchneidenden geſetzgeberiſchen Eingriff in die jetzige Studien⸗ 
und Prüfungsorganiſation, beide wollen ſpeciell das ſtaatswiſſenſchaftliche 
Studium heben; wie dieſe Reform zu erſolgen habe, darüber ergibt 
ſich aber faſt in gar keinem Punkte eine Uebereinſtimmung der zwei 
Vorſchläge. Für uns, die wir im gegenwärtigen Momente keinesfalls 
zu einer Reform im großen Style ſchreiten möchten, haben daher die 
zwei Schriften in der Weſenheit das eine Werthvolle, daß fie 
überzeugend demonſtriren, wie wenig die Sache innerlich ſpruchreif ift. 
Wenn bei der Frage, wie die ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien reformirt 
werden ſollen, die allgemeinen Vorausſetzungen des Univerſitätsweſens 
ſofort zur Discuſſion gelangen, von der einen Seite volle Lernfreiheit, 
von der anderen aber Eollegienzwang und Aehnliches verlangt wird, 
dann muß es vielleicht den Anhängern der Reſorm ſelbſt bange werden, 
ob ſie die Geiſter auch bannen könnten, die ſie durch den erſten Re⸗ 
formruf wecken müßten. Und auch abgeſehen hievon erregt es wenig 
Hoffnung, irgend eine beſtimmte Tendenz bei der Specialreform des 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Studiums im Wege der parlamentariſchen Geſetz⸗ 
gebung durchzuſetzen, und ſchwächt ſomit die Neigung zur Reform ſelbſt, 
wenn die erſten auf letztere abzielenden Vorſchläge nach den ver⸗ 
ſchiedenſten Richtungen auseinander gehen. Wir haben aus dieſem 
Grunde keine Sorge, daß die beſprochenen Schriften die Reihen radi⸗ 
kaler Reformer anſehnlich verſtärken, und unterlaſſen es daher, an 
ihnen direct eine meritoriſche Kritik zu üben. Wir wiſſen ihnen auf⸗ 
richtig Dank, daß ſie das Chaos der Anſichten haben ahnen laſſen, 
welches zu Tage tritt, ſowie man an die ſchwierige Frage der Studien⸗ 
organiſation rührt, und daß ſie hiedurch, wenn auch wider Willen, 
den Neuerungsbeſtrebungen in den Weg getreten ſind. 


Unſere Aufgabe muß es nun ſein, nachzuweiſen, erſtens, weßhalb 

wir gegenwärtig auch jeden Verſuch einſchneidender Reformen ablehnen, 
zweitens, an welchen Punkten ohne eine principielle Umgeſtaltung der 
Verhältniſſe doch die beſſernde Hand angelegt werden könnte. 
s Zunächſt iſt nach unſerer Anſicht jetzt der Zeitpunkt fo ſchlecht 
gewählt, um eine große geſetzgeberiſche Action auf dem Felde des 
Unterrichtsweſens zu verlangen, daß jede Discuſſion hierüber uns 
inopportun erſcheint. Oder iſt es nicht eine ſonderbare Zumuthung, daß 
die geſetzgebenden Factoren, welche ſeit Jahresfriſt mit der Frage der 
Conſtituirung des Reiches, denn das bedeutet der ungariſche Ausgleich, 
vollauf beſchäftigt ſind, während dieſer Verhandlungen oder unmittelbar 
nach Schluß derſelben die Ruhe und Muße haben ſollen, ſich mit dem 
ſchwierigen Werk der Univerſitätsreform zu befaſſen, welche unſere 
höchſten geiſtigen Intereſſen berührt? Wer irgendwie mit der parla⸗ 
mentariſcheu Oekonomie vertraut iſt, muß ſich doch ſofort darüber klar 
werden, daß nach Abſchluß der ſtaatsrechtlichen Kriſe in der jetzigen 
Legislaturperiode des Reichsrathes, welche 1879 zu Ende geht, auf 
keine einzige neue Action von größerer Tragweite gerechnet werden 
kann; die Steuerreform, die Reform des Strafrechtes und des Civil⸗ 
proceſſes bieten wohl für ſich allein der Arbeit genug. Im beſten Falle 
könnte daher die Reform der juridiſchen Studien im Jahre 1880 auf 
das Tapet gebracht werden, jede dies ignorirende Initiative iſt eine 
verfrühte 9). 

Allein auch fonſt find wir von vorneherein ſehr wenig erbaut, 
wenn uns eine umfaſſende Studienreform leichten Sinnes in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt wird. Es ſind, wir wiederholen es, die höchſten geiſtigen Güter, 
um die es ſich hier handelt, und da iſt es wohl erlaubt, zaghaft zu 
ſein, wenn man von neuen Experimenten hört. Genug iſt ſeit dreißig 
Jahren auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichtes experimentirt 
worden, als daß man nicht einige Scheu empfinden ſollte, an dem 
Geſchaffenen wieder zu rütteln. Und wenn man uns einwenden wollte, 
daß die verſchiedenen Organiſationen der juridiſchen Studien ſich unter 


% P. und Kl. verlangen eine ſchleunige Reform zunächſt deßhalb, damit 
wir Deutſchland einen Vorſprung abgewinnen. Dieſe Wettlaufsgedanken haben 
wir ſchon abgewieſen, denn die öſterreichiſche Studienreform hat ſich lediglich 
nach den öſterreichiſchen Bedürfniſſen zu richten. P. hat aber außerdem als 
Grund noch die Erwägung geltend gemacht, daß „gerade die gegenwärtige öſter⸗ 
reichiſche Regierung mit ihren im Unterrichtsweſen ſo hervorragenden miniſteriellen 
Arbeitskräften am meiſten befähigt ſein dürſte, dieſe einen tiefgehenden Einblick 
in das ganze Gebiet der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Disciplinen erſordernde 
Geſetzgebungsarbeit zu vollbringen“. Eine ſolche Apoſtrophe an die Regierung 
mit der Mahnung an die Vergänglichkeit der irdiſchen Dinge iſt wohl ein ſonder⸗ 
barer Ausdruck der Verehrung. Aber auch abgeſehen hievon hütte ſich P. dies 
Argument erſparen können. Es iſt ja eine bekannte Thatſache, daß im Unter⸗ 
richtsminiſterium eine juridiſche Studienorganiſation ſeit Jahren ausgearbeitet 
liegt, und ſchon 1873 wurde in öffentlichen Blättern discutirt, ob man dieſelbe 
im Geſetzgebungs⸗ oder Verordnungswege durchführen könne und ſolle; nicht um 
miniſterielle Arbeitskräfte kann es ſich daher handeln, ſondern um den Entſchluß 
des Miniſteriums, ob die Arbeit als Regierungsvorlage im Reichsrathe einge⸗ 

bracht oder im Verordnungswege durchgeführt werden ſolle. 


der Herrſchaft des Abſolutismus abgelöst haben, daß eine Volks⸗ 
vertretung hier noch nicht mitgeſprochen hat, ſo bekennen wir uns gerne 
zu der ketzeriſchen Anſicht, daß eine mit Beihilfe des Parlaments unter⸗ 
nommene Reform in dieſer techniſchen Frage mit nichten vertrauen⸗ 
erweckender wäre als die Organiſationen der Fünfziger Jahre. Das 
Geſährlichſte iſt die Verquickung didaktiſcher und politiſcher Intereſſen; 
wer könnte es da ohne zwingende Nothwendigkeit über ſich gewinnen, 
die Frage der Studienreform abhängig zu machen von dem wechſel⸗ 
vollen Kampfe der politiſchen Parteien? Oder iſt es wohl denkbar, 
daß z. B. die von P. aufgeworfene Frage, ob und inwieferne das 
deutſche und kanoniſche Recht als obligater Lehr⸗ und Prüfungsgegen⸗ 
ſtand beizubehalten ſeien, in dem öſterreichiſchen Reichsrathe eine ſach⸗ 
gemäße Würdigung finden könnte, daß ſich nicht ſofort nationale, 
klerikale und liberale Befangenheit der Sache bemächtigen würde? 
Nein, was den juridiſchen Facultäten noththut, iſt nicht das prunkende 
Schauspiel einer das Unterſte zu oberſt kehrenden neuen Organiſation, 
ſondern eine ihre Intereſſen mit Liebe und Verſtändniß wahrende Ver⸗ 
waltung, eine behutſame, aber unabläſſige Einzelreform, welche Schritt 
fin Schritt auf dem Boden der gewonnenen Erfahrungen vorwärtsſchreitet. 
Wenn wir uns auf dieſen Standpunkt ſtellen, dann kann für uns 
natürlich keine Rede ſein von einem Uebergang zu einem völlig ver⸗ 
änderten Studienſyſtem, alſo auch nicht zu jenem völliger Lehr⸗ und 
Lernfreiheit, im Gegentheile wir acceptiren den jetzigen Zuſtand des 
relativen Collegienzwanges und die Bifurcation des juridiſchen Qua⸗ 
drienniums durch eine rechtshiſtoriſche Prüfung als die Grundlage, auf 
welcher die Beſeitigung der ärgſten Hemmniſſe der ſtaatswiſſenſchaſtlichen 
Studien noch immer möglich iſt. Es iſt richtig, die Staatswiſſenſchaften 
nehmen factiſch eine ganz unwürdige Stellung ein, auch dem bedeutendſten 
Profeſſor iſt es unendlich ſchwer gemacht, ſie zur Geltung zu bringen. 
Was ſie an ihrer Entfaltung hindert, das iſt aber in erſter Linie nicht 
die Studienorganiſation, ſondern die Einrichtung der Prüfungen. Die 
Häufung verſchiedenartiger Examina zunächſt iſt ein allgemeines, die juri⸗ 
diſchen Facultäten bedrückendes Uebel, ſodann kommt aber für unſere Frage 
ſpeciell der Druck der judiciellen Staatsprüfung in Betracht, welcher die 
Staatswiſſenſchaften zu einer gedeihlichen Pflege nicht gelangen läßt. 
Wir haben, was das das Erſtere betrifft, ſchon zu wiederholten 
Malen unſerer Ueberzeugung Ausdruck gegeben, daß das Verhältniß 
der Staatsprüfungen zu den Rigoroſen ein unrichtiges iſt, daß die 
Häufung von beiderlei Prüfungen, die Jagd von der einen zur anderen, 
die Vertiefung der Studien ſowohl unmittelbar als dadurch mittelbar 
gefährdet, daß der Ernſt der Prüfungen um fo geringer wird, je häu⸗ 
figer die Examinatoren ſich der ermüdenden und oft ſogar peinlichen 
Aufgabe des Prüfens unterziehen müſſen. Nach unſerer Anſicht hätten 
allerdings die Staatsprüfungen eigentlich ganz zu entfallen (das rechts⸗ 
hiſtoriſche Examen, welches eine eigenthümliche, mit dem Weſen einer 
Staatsprüfung gar nicht congruirende Bedeutung hat, ziehen wir hiebei 
nicht in Betracht), die Rigoroſen wären für Juriſten gleichwie für 
Medieiner der naturgemäße Prüfungsmodus für alle Zweige des Be⸗ 
ruſes; in zweiter Linie, wenn die beiden Prüfungsſyſteme ſchon neben 
einander fortbeſtehen ſollen, wären wir aber auch jür jede Maßregel 
dankbar, welche wenigſtens das Aufeinanderthürmen der Staatsprüfungen 
und Rigoroſen ſeltener machte. So haben wir es mit Freude be⸗ 
grüßt, daß ſeit der neuen Rigoroſenordnung die Praxis möglich iſt, 
ein einzelnes Rigoroſum als Erſatz einer beſtimmten Staatsprüfung 
gelten zu laſſen, z. B. das judicielle Rigoroſum für die judicielle 
Staatsprüfung, ſowie bisher ſchon der Complex der Rigoroſen, das 
Doctorat, die zweite und dritte Staatsprüſung vertrat. Maßregeln 
dieſer Art ſind aber allgemeiner Natur, berühren die ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Studien nicht allein, wir wollen daher nur des zweiten Punktes 
ausführlicher gedenken, des Druckes der judiciellen Staatsprüfung. “) 


) Aus dieſem Grunde wollen wir auch eine Reihe anderer Punkte der 
Einrichtung der Staatsprüfungen unerörtert laſſen, welche den Werth derſelben 
beeinträchtigen. Wir zählen z. B. hieher die große Zahl der Examinatoren in 
manchen Commiſſionen, da dieſe die Bildung einer feſten Tradition in den 
Prüfungsanforderungen erſchwert, den Mangel eines Abſtimmungsmodus, welcher 
die individuelle Verantwortlichkeit der Votanten zum Ausdrucke bringt, den Ab⸗ 
gang einer mehrſtufigen Gradation des Prüfungscalcüls, welche die falſche An⸗ 
wendung der Approbirung durch Stimmenmehrheit zu verhindern geeignet wäre, 
die Norm, daß eine wiederholte Reprobirung auf ein ganzes Jahr vorzunehmen 
iſt, da dieſe für milde Prüfungscommiſſäre geradezu eine Zwangslage ſchafft, 
alle dieſe Uebelſtände find indeß der ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfung nicht 
eigenthümlich und mögen daher hier unerörtert bleiben. - 
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Die Zahl jener Studenten, welche ſich ſofort den Rigoroſen zu⸗ 
wenden, iſt eine ſehr geringe, noch geringer, ſo hoffen wir wenigſtens 
annehmen zu dürfen, die Zahl derjenigen, welche gar keine Prüfungen 
machen; die überwiegende Maſſe der Abiturienten drängt ſich zu den 
Staatsprüfungen, ob fie dabei noch die Abſicht hegen, ſpäter auch Rigo⸗ 
roſen abzulegen, oder nicht, denn mit der Ablegung der zweiten Staats⸗ 
prüfung, der judiciellen, iſt der Eintritt in die Praxis möglich. Ja 
keine Zeit, geſchweige ein Jahr, zu „verlieren“, iſt unter dem Banne 
einer feſten öſterreichiſchen Tradition das Loſungswort gerade der 
fleißigſten Studenten, es iſt, um das treffende Wort eines deutſchen 
Profeſſors zu wiederholen, das „Wettrennen um die Penſion“, welches 
leider vielfach ſchon bei der ſtudirenden Jugend den Inhalt des 
Strebens bildet. In Folge hievon wendet ſich das Intereſſe der 
großen Mehrheit jenem Examen mit allem Eifer zu, welches die 
Möglichkeit verſchafft, eine „anrechenbare“ Dienſtzeit zu gewinnen, und 
wenn dieſes überdies jene Gegenſtände enthält, welche ſchon vermöge 
ihrer wiſſenſchaftlichen Geſchichte und ihrer unmittelbar praktiſchen Be⸗ 
deutung den Juriſten zunächſt in Anſpruch nehmen, wie die judicielle 
Staatsprüfung (Privat-, Strafrecht, Proceß), dann iſt es begreiſlich, 
wie ſchwer dagegen die Staatswiſſenſchaften, nicht um eine ebenbürtige 
Stellung, ſondern nur um ihre Exiſtenz im Studienſyſteme zu ringen 
haben. De lege ſind das dritte und vierte Jahr des akademiſchen 
Quadrienniums neben den Rechtswiſſenſchaften auch den Staatswiſſen⸗ 
ſchaſten gewidmet, factiſch werden die letzteren nur im dritten Jahre 
von einigen Wenigen betrieben, ſo lange nämlich, bis dieſe Wenigen, 
welche den Staatswiſſenſchaften ein beſonderes Intereſſe entgegenbringen, 
ebenfalls von der Sorge für die judicielle Staatsprüfung abſorbirt 
werden. Die Vorbereitung des Candidaten für die dritte Staatsprüfung 
erfolgt faſt durchwegs erſt zur Zeit, wenn dieſelben ſchon in der Praxis 
ſtehen, und es läßt ſich daher leicht abnehmen, wie intenſiv dieſes Selbſt⸗ 
ſtudium ausfallen mag. 

Das Uebel wird nach alledem erſt dann an der Wurzel gefaßt 
ſein, wenn der Eintritt in die Praxis vor der Ablegung des ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Examens nicht geſtattet iſt, wenn man den Candidaten, welchen 
man ja formell verpflichtet, Collegien über Rechts⸗ und Staatswiſſen⸗ 
ſchaften zu belegen, in Conſequenz hievon nicht früher zur Praxis zuläßt, 
bevor er ſein Wiſſen materiell in beiden Richtungen nachgewieſen hat. 
St dies einmal anerkannt, dann iſt auch die Reihenfolge des judieiellen 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Examens nicht mehr nothwendig die jetzige, 
es muß dann geſtattet ſein, nachdem man Rechts⸗ und Staatswiſſen⸗ 
ſchaſten neben einander ſtudirte, die Prüfungen mit dem einen oder 
dem anderen Zweige zu beginnen. 

Dieſe ſcheinbar geringfügige Reform des Prüfungsweſens wäre 
nach unſerer Anſicht genügend, um die ärgſten Hemmniſſe der ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Studien an unſeren Univerſitäten zu beſeitigen, es 
wäre wenigſtens für jeden Docenten der Staatswiſſenſchaften die Bahn 
frei, um ſein Fach durch perſönliche Initiative zur Geltung zu bringen. 
Es fragt ſich nur für uns lediglich: Iſt ein Act der Geſetzgebung 
nöthig, um dies durchzuführen, oder genügt eine Verordnung? 

Zur Beantwortung dieſer Frage muß man ſich vor allem gegen⸗ 
wärtig halten, daß der jetzige Zuſtand, nach welchem der Eintritt in 
die Praxis vor Ablegung der ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfung 
geſtattet iſt, nur als ein proviſoriſcher, nur als ein Nothbehelf in's 
Leben gerufen wurde. Die kaiſerliche Verordnung vom 6. April 1859 
(R. G. Bl. 1859, Nr. 91, S. 241) hat es ausdrücklich nur dort, 
wo an bereits vollſtändig qualificirten Candidaten Mangel beſteht, 
erlaubt, daß abſolvirte Juriſten auf Grund der zwei erſten Staats⸗ 
prüfungen in die Eonceptspraxis aufgenommen werden, und auch für 
dieſe Fälle noch eine Reihe von Cautelen feſtgeſtellt (Ausſchluß der 
Beſörderung, Nichtzulaſſung zu einer praktiſchen Staatsprüfung), welche 
eine baldige Ablegung des ſtaatswiſſenſchaftlichen Examens ſichern ſollen. 
Als Norm hat demnach noch immer das aus dem Geſetze von 1855 
und der Verordnung von 1856 über die juridiſchen Studien und Prü⸗ 
fungen fließende Princip zu gelten, daß die Ablegung ſämmtlicher 
theoretiſchen Staatsprüfungen die Bedingung des Eintritts in die Con⸗ 
ceptspraxis bildet und nur die ausnahmsloſe Anwendung derſelben iſt 
ſeit 18 Jahren ſuſpendirt. Die Gründe dieſer Suſpenſion find aber 
längſt weggefallen, denn, wie das Unterrichtsminiſterium in ſeinem be⸗ 
kannten Monitorium zu größerer Strenge bei den Staatsprüfungen ſchon 
im Jahre 1874 (Erlaß vom 28. September, Z. 13.634) ausgeſprochen 
hat, fehlt es in der Praxis jetzt keineswegs an Nachwuchs überhaupt, 
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ſondern nur an tüchtig vorgebildetem Nachwuchs. Das Unterrichtsmini⸗ diefem Modus nie zufrieden geben, weil ihre Disciplinen im Syſtem 
ſterium hat keinen Anſtand genommen, jene Miniſterialverordnung aus der Prüfungen nun erſt recht als Anhängſel erſcheinen würden. Es bleibt 


dem Jahre 1860 zu beſeitigen, welche, mit der in Rede ſtehenden 
Erleichterung des Eintritts in die Praxis innerlich zuſammenhängend, 
die Ablegung der ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfung im Falle eines 
vorausgegangenen ausgezeichneten judiciellen Examens noch in den letz⸗ 
ten 10 Tagen des achten Studienſemeſters (Juli) möglich machte. Wir 
ſind jetzt (durch den Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 6. October 1874, Z. 13.908) wieder zu dem Standpunkte der 
Studienordnung von 1855 zurückgekehrt, daß die dritte Staatsprüfung 
erſt nach vollſtändig zurückgelegtem Quadriennium, alſo im Falle regu⸗ 
lären Abſchluſſes der Studien früheſtens im October nach Beendigung 
derſelben, abgelegt werden könne, es wäre daher nur dem ganz ent⸗ 
ſprechend, wenn die 1859 ſuſpendirten Normen über den Eintritt in 
die Conceptspraxis in integrum reſtituirt würden. Hiezu iſt ein Geſetz 
nicht nöthig, da das wiederherzuſtellende Geſetz nicht aufgehoben iſt; 
die tranſitoriſchen Beſtimmungen können im Wege der Verordnung be- 
ſeitigt werden, wenn auch nur durch eine kaiſerliche Verordnung, da es 
ſich um Aufhebung der Wirkſamkeit einer allerhöchſten Entſchließung 
handelt. Es läßt ſich daher annehmen, daß auch in formeller Bezie⸗ 
hung keine Schwierigkeiten obwalten würden, und die Rückkehr zu nor⸗ 
malen Zuſtänden könnte ſomit ohne Verzug erfolgen. 

Allerdings wäre auch eine Aenderung der Prüfungstermine wün⸗ 
ſchenswerth. Wir denken hiebei gar nicht an den Vorſchlag P's, das judi⸗ 
cielle Examen nach Schluß des ſiebenten Semeſters ablegen zu laſſen 
oder etwa daran, dasſelbe, allerdings in ſehr veränderter Geſtalt, an das 
ſechste Semeſter anzulehnen, um ein oder zwei Semeſter zur Vorbe⸗ 
reitung für das ſtaatswiſſenſchaftliche Examen zu gewinnen, wir haben 
nur den Widerſpruch im Auge, daß die Ablegung der judiciellen Staats⸗ 
prüfung während der letzten ſechs Wochen des achten Semeſters geſtattet 
iſt, während alſo die Vorleſungen noch im Zuge find, und würden 
aus mehrfachen Gründen wünſchen, daß dies Examen gleich dem ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen erſt nach Schluß des Quadrienniums abgelegt werden 
dürfte. Allein eine ſolche Aenderung berührt die Studienordnung von 
1855, welche nach unſerer Anſicht als Geſetz betrachtet werden muß 
und daher nur im Geſetzgebungswege abgeändert werden kann; auch 
dieſen Punkt wollen wir alſo vollſtändig bei Seite laſſen. Wir wünſchen 
nichts weiter, als daß dem unhaltbaren Zuſtande ein Ende gemacht 
werde, welcher die Vorbereitung für das ſtaatswiſſenſchaftliche Examen 
in die Zeit der Einſchulung in den praktiſchen Dienſt verlegt, wir 
erſtreben lediglich, daß auch durch die äußere Vorſchrift bekundet werde, 
die ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien ſeien eine ſelbſtſtändige Aufgabe, nicht 
aber eine ſolche, welche ſich in den Mußeſtunden der Praxis löſen läßt. 

Die Erfahrung wird zeigen, ob dieſe partielle Maßregel genügt. 
Wenn nicht, wir ſelbſt wollen ſie ja nur als den erſten Schritt bezeich⸗ 
nen, ſo wird auf Grund der geſammelten Erfahrungen in der nächſten 
Legislaturperiode allerdings die Hilfe der Geſetzgebung angerufen wer⸗ 
den müſſen. Allein auch dann wollen wir nur eine behutſame Einzel⸗ 
reform, und zwar eine Prüfungs⸗, keine Studienreform. Vereinfachung 
der Prüfungen müßte die Loſung ſein, wo möglich, Erſatz der Staats⸗ 
prüfungen durch die Rigoroſen, wenn nicht, Reform der Staatsprüfungen 
für ſich. 

In dieſem letzteren Falle beſtünde folgende Alternative. Entweder 
müßte die judicielle Staatsprüfung (ohne Civilproceß, Handels⸗ und 
Wechſelrecht) an das dritte Jahr angeſchloſſen werden, um für eine freiere 
Bewegung der Staatswiſſenſchaften das vierte Jahr zu gewinnen, in 
dieſem Falle bliebe ſie die zweite Staatsprüfung ſo wie das (auch auf 
den Eivilproceß u. ſ. w. ausgedehnte) ſtaatswiſſenſchaftliche Examen (dem 
Inhalte nach nun dem politiſchen Rigoroſum alten Styles gleich) die 
dritte. Mit dieſer Löſung könnte ſich aber Niemand befreunden, der die ent⸗ 
geiſtigende Wirkung von Semeftral- und Annualprüfungen überhaupt) und 
ſpeciell die wechſelſeitige Neutraliſirung kennt, welche in einem Examen 
zuſammengekoppelte Gegenſtände heterogener Natur an einander üben, 
und die Vertreter der Staatswiſſenſchaften vor allen könnten ſich mit 


8) Wir verweiſen zur Erhärtung dieſes Urtheils auf das Zeugniß der für 
die Geſchichte des juridiſchen Prüfungsweſens in Oeſterreich ſchon durch die 
Stellung ihres Verfaſſers höchſt bedeutſamen Abhandlung von Dr. Eduard 
(Freiherrn von) Tomaſchek: „Die Lernfreiheit und die Staatsprüfungen in 
ihrer Wechſelwirkung mit beſonderer Rückſicht auf das rechts⸗ und ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Studium in Oeſterreich“ in dem Jahrgange 1849 (6. Heft, S. 433 
bis 458) der „öſterreichiſchen Zeitſchrift für Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft“. 


ſomit nur die zweite Alternative möglich, das judicielle und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Examen in ihrer gegenwärtigen Geſtalt beizubehalten, 
aber, ohne Fixirung einer Reihenfolge unter einander, erſt nach Erhalt 
des Abſolutoriums zuläſſig zu erklären. Dann wäre es denkbar, daß 
während des zweiten akademiſchen Bienniums ſtaatswiſſenſchaſtliche 
Studien in ernſter Weiſe betrieben würden, und zwar auch im letzten 
Jahre noch, da ſich entweder die ſtaatswiſſenſchaftliche Staatsprüfung 
unmittelbar anſchließen, oder im Falle, als der Candidat mit der judi⸗ 
ciellen Prüfung begänne, das ſpecifiſche, jedes andere Intereſſe aus⸗ 
ſchließende Prüfungsſtudium für die letztere doch nur das achte Semeſter, 
vielleicht auch nur die Ferien nach dem Quadriennium abſorbiren würde. 


Wien, im December 1877. Dr. Karl Hugelmann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Landesfond hat bei Vorhandenſein der ſonſtigen geſetzlichen 
Voraus ſetzungen auch für die Krankenverpflegskoſten ſolcher in 
öffentlichen Krankenhäuſern verpflegten Perſonen, welchen die 
dauernde Armenverſorgung der Gemeinde gebührt, aufzukommen. 

Franz L. recte R., Einleger in P., wurde auf Grund eines 
ärztlichen Zeugniſſes vom 24. März 1877, demzufolge derſelbe an 
Marasmus litt und wegen Mangels an häuslicher Pflege zur Auf⸗ 
nahme in's Krankenhaus dringend empſohlen wurde, vom 24. März 
bis 30. April 1877 im öffentlichen Krankenhauſe in B. verpflegt und 
am 30. April gebeſſert entlaſſen. Nach dem Verpflegskoſtenausweiſe 
wird als Art der Krankheit: „Allgemeine Waſſerſucht und Schenkel⸗ 
fiſtel“ angegeben und betragen die Verpflegskoſten 30 fl. 16 kr. Die 
Krankenhausverwaltung beanſpruchte den Erſatz dieſer Koſten von der 
Gemeinde P. und über deren Ablehnung entſchied die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft B. unterm 16. April 1878, daß dieſe Gemeinde als Zuſtändigkeits⸗ 
gemeinde im Grunde der Miniſterialverordnungen vom 6. März 1855, 
Z. 6382, und 4. December 1856, Z. 26.641, nicht verpflichtet ſei, 
die fraglichen Koſten zu beſtreiten. „Nach dieſen Miniſterialverordnungen 
find die Koſten der Verpflegung für arme Perſonen in allgemeinen 
öffentlichen Krankenhäuſern, inſoweit als dieſelben von erfagpflichtigen 
phyſiſchen oder moraliſchen Perfonen nicht einbringlich ſind, von dem 
betreffenden Landesfonde zu tragen. Nach § 22 Alin. 1 des Heimat⸗ 
geſetzes vom Jahre 1863 iſt in dieſer Beſtimmung nichts verändert. 
Daß das betreffende der Spitalsbehandlung bedürftige Individuum in 
der Armenverſorgung der Gemeinde ſteht, hat auf die Frage der Koſten⸗ 
beſtreitung durch den Landesfond keinen Einfluß, nachdem die citirte 
Vorſchrift diesfalls keinen Unterſchied macht, dieſe Vorſchrift aber über⸗ 
haupt eine Ausnahme von der allgemeinen Armenverſorgungspflicht der 
Gemeinden normirt und ganz aus dem gleichen Grunde ſür jeden armen 
Kranken der Koſtenerſatz von der Gemeinde beanſprucht werden müßte. 
Es konnte die Gemeinde nur im Grunde der Statthalterei⸗Kundmachung 
vom 5. Juli 1869, L. G. Bl. Nr. 28 unter den daſelbſt enthaltenen 
Modalitäten zur Koſtenbeſtreitung herangezogen werden, welcher Fall 
jedoch gegenwärtig nicht vorliegt.“ 

Ueber Recurs der Krankenhausverwaltung hat die Statthalterei 
ddo. 3. Mai 1878 obige Entſcheidung aus deren Gründen und aus 
nachſtehender Erwägung beſtätigt: „Nach § 41 Punkt 3 des Armen⸗ 
geſetzes vom 12. März 1873, L. G. Bl. Nr. 19, beſtreitet der Landes⸗ 
fond die Verpflegskoſten für arme nach Steiermark zuſtändige Kranke, 
welche in öffentlichen Spitälern verpflegt werden, ſoferne ſie nicht von 
den Verpflegten ſelbſt oder von anderen durch Geſetz, Stiſtung oder 
Vertrag dazu Verpflichteten hereingebracht werden können. Die Heimat⸗ 
gemeinde, welcher nach § 9 desſelben Geſetzes im Falle der dauernden 
Armenverſorgung einer Perſon allerdings auch die Sorge für ärztliche 
Hilfe, Heilmittel und Pflege obliegt, iſt nur unter den Vorausſetzungen 
des $ 15 des Armengeſetzes zum Erſatze der Krankenhaus⸗ reſpective 
Siechenhauskoſten geſetzlich verpflichtet. Im gegebenen Falle findet aber 
der $ 15 keine Anwendung.“ 

In dem in offener Friſt gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung 
eingebrachten Recurſe hob die Krankenhausverwaltung hervor: Der 
8 24 des Heimatsgeſetzes, ſowie die 88 9 und 15 des Armengeſetzes 


verpflichten die Gemeinde, für arme Kranke zu ſorgen. Wer die Sorge 
hat, muß folgerichtig auch den Aufwand für die ſpecielle Krankenverſor⸗ 
gung beſtreiten. Im vorliegenden Falle erfüllte die Krankenhaus⸗ 
verwaltung die Pflicht für die Gemeinde und hat dieſe daher den Erſatz 
zu leiſten. Der § 41, Abſ. 3 des Armengeſetzes ſpricht von den durch 
das Geſetz Verpflichteten; unter letzteren Ausdruck fällt auch der 8 24 
des Heimatsgeſetzes. Die 88 1, 2, 9 und 15 des Armengeſetzes ſprechen 
von den Pflichten der Gemeinde gegenüber ihren in der Verſorgung 
befindlichen erwerbsunfähigen Armen, während der § 41 Abth. 3 ſich 
nur auf die im erwerbsfähigen Zuſtande erkrankten Landeskinder bezieht. 
Die angefochtenen Entſcheidungen widerſprechen den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen und insbeſondere auch der in einem analogen Falle erfloſſenen 
Miniſterial⸗Entſcheiung vom 8. Mai 1865, 3. 5138. Erhalten 
die angefochtenen Erkenntniſſe die Beſtätigung des Miniſteriums, dann 
werden die Beſtimmungen des Heimat⸗ und Armengeſetzes illuſoriſch. 
Die Gemeinden werden beſtrebt ſein, ihre armen Kranken, anſtatt für 
ſie zu ſorgen, in die öffentl. Krankenanſtalten abzugeben. 

Die Statthalterei bemerkt, daß die Berufungen des Recurſes auf 
die Beſtimmungen des Heimat⸗ und Armengeſetzes durch den § 22, 
Alinea 1 des Heimatgeſetzes entkräftet werden, und daß dem Landesfond, 
ſo wie früher, auch jetzt noch derlei Koſten auferlaufen in einem öffent⸗ 
lichen Spitale, die er im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Verpflegten 
und bei Abgang anderer erſatzpflichtiger phyſiſcher und moraliſcher Per⸗ 
ſonen zu tragen hat. 

Das k. k. Miniſterinm des Innern hat ddo. 5. Auguſt 1878, 
3. 9022, dem Recurſe der Krankenhausverwaltung keine Folge gegeben, 
„weil die angefochtene Entſcheidung ſowohl in der Miniſterial⸗Verord⸗ 
nung vom 6. März 1855, 3. 6382, als auch in den klaren Beſtim⸗ 
mungen des 8 9 und des § Al Punkt 3 des Landesgeſetzes vom 
12. März 1873, L. G. B. Nr. 19, ihre Begründung findet, und 
weil insbeſondere durch den Schlußſatz im § 9 Alinea 1, ſowie durch 
die Berufung des § 41 auf die 88 1 und 2 desſelben Gefetzes außer 
Zweifel geſtellt erſcheint, daß die im § 41 Punkt 3 ausgeſprochene 
Verpflichtung des Landesfonds ſich bei dem Vorhandenſein der ſonſtigen, 
geſetzlichen Vorausſetzungen auch auf ſolche in öffentlichen Spitälern 
verpflegte Individuen zu erſtrecken hat, welchen die dauernde Armen⸗ 
verſorgung gebührt. Im Uebrigen geht aus den Erhebungen hervor, 
daß die Aufnahme des L. in das Spital eine unabweisbare war, daß 
die Vorausſetzungen fehlen, um eben die Gemeinde P. im Sinne des 
8 34 des Landesgeſetzes vom 12. März 1873 zum Erſatze der in 
Rede ſtehenden Verpflegskoſten heranziehen zu können.“ O. 


9 


Geſetze und Verordnungen. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 1878. 
Redigirt im Handelsminiſterium 
Nr. 16. Ausgeg. am 20. März. 
Inſtradirung der Correſpondenzen nach Sulina und Tultſcha. H.⸗M. Z. 7071. 
15. März. 
Anhang: 
Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten in Deutſchland. H.⸗M. Z. 4139- 
XIV, 10. März. 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen, Mähren, 
Schleſien, Galizien und Steiermark. 
Nr. 17. Ausgeg. am 26. März. 
Behandlung der einem zollämtlichen Verbote unterliegenden Poſtvorſchuß⸗ 
Sendungen aus Deutſchland und der Schweiz. H.⸗M. Z. 3538. 15. März. 
Portofreiheit der königl. ung. Staatsbahnen. H.⸗M. Z. 6923. 15. März. 
Auflaſſung von Poſtämtern in Mähren und Schleſten. H.⸗M. Z. 4646. 
15. März. 
Nr. 18. Ausgeg. am 29. März. 
Beitritt der Argentiniſchen Republik zum allgemeinen Poſtvereine. H.⸗M. 
8. 8400. 24. März. 
Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tarifen „Belgien und Dänemark“. 
H.⸗M. Z. 8311. 23. März. 5 
Namensänderung des Poſtamtes Hall. H.⸗M. Z. 7984. 23. März. 
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Nr. 19. Ausgeg. am 30. März. 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Sommerſemeſter 1878, d. i. für die 
Zeit vom 1. April bis Ende September 1878. H.⸗M. Z. 4979. 23. März. 
Anhang: 
Errichtung von Poſtanſtalten in Deutſchland. H⸗M. Z. 7061. 17. März. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie. Officieller Theil 4828. 
Nr. 1. Ausgeg. am 3. Jänner. 


Nr. 2. Ausgeg. am 5. Jänner. 
Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
31. December 1877, Z. 15.201/V., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen, betreffend die Erſichtlichmachuug der Staatsangehörigkeit der Bedienſteten 
in den Perſonalausweiſen. 


Nr. 3. Ausgeg. am 8. Jänner. 


Nr. 4. Ausgeg. am 10. Jänner. 
Abdruck von Nr. 120 R. G. Bl. 


Nr. 5. Ausgeg. am 12. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 30. November 1877, Z. 35.394. 
Bewilligung zu den Vorarbeiten für nachſtehende Vicinalbahnen: 1. von Nürſchau 
über Kladrau und Haid in der Richtung gegen Weiden mit einer Abzweigung 
von Haid über Tachau nach Plan, jedoch ohne neuen Anſchluß nach Baiern; 
2. von der Station Budigsdorf der öſterr. Staatseiſenbahn nach Mähr⸗Trübau; 
3. von Hullein im Anſchluſſe an die Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn nach Kremſier; 
4. von Göding im Anſchluſſe an die Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn nach Gaya; 
5. von Neutitſchein über Zauchtel im Anſchluſſe an die Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn 
nach Fulnek. 

Nr. 6. Ausgeg. am 15. Jänner. 

Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
7. Jänner 1878, Z. 15.201/V., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen, betreffend die Erſichtlichmachung der Beeidigung der Bedienſteten in 
dem Perſonalſtatus. 

Nr. 7. Ausgeg. am 19. Jänner. 

Erlaß des k. k. Miniſters des Innern an ſämmtliche Länderſtellen vom 
19. December 1877, Z. 4699 / M. 1. wegen Ausſtattung der mit der k. k. 
General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen in Anſehung der Zuläſſigkeit 
von Privatbauten in der Nähe der Eiſenbahnen zu pflegenden Correſpondenz mit 
den zur Orientirung erforderlichen Plänen. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 4. Jänner 1878, Z. 391, an die 
Verwaltungen der unterſtehenden Bahnen, betreffend die individuelle Beantwortung 
der an die Bahnverwaltungen gerichteten Erläſſe und die gehörige Kenntnißnahme 
der Verwaltungsrathsgremien von denſelben. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar⸗Viceconſulates in 
Bradſord genehmigt und den Handelsmann Albert W. Laſſen zum unbeſoldeten 
Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeoneipiſten Franz Schmidmaher 
zum Steuer⸗Oberinſpector für den directen Steuerdienſt in Wien ernannt 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Dr. Franz Adamitſch 
zum Finanzrathe für die Laibacher Finanzdirection ernannt. 


Erledigungen. 

Controlorsſtelle bei der Lemberger Telegraphen⸗Hauptſtation mit der neunten 
Rangsclaſſe, gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 262.) 

Zollamtsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe (gegen Caution) beim 
Hauptzollamte in Wien, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 262.) 

Oberrechnungsrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclafſſe beim Rechnungs⸗ 
departement der Landesregierung für Krain, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 263.) 

Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe in Nieder⸗ 
Oeſterreich, bis Ende November (Amtsbl. Nr. 264.) 

Salinenarztesſtelle im ſalinen⸗ und forſtämtlichen Kurbezirke in Auſſee mit 
jährl. 700 fl. und 200 fl. Pauſchale, bis 23. November. (Amtsbl. Nr. 264.) 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 
der neunten Rangsclaſſe, bis 25. November. (Amtsbl. Nr. 267.) 


Hierzu als Beilage: Bogen 28 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


